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Von Not leidenden Banke(r)n und der
Wertigkeit der Polizei
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Krise
hat Deutsch-
land erreicht-
beginnend
mit der Im-
mobilienka-
tastrophe in
den USA
schwemmte
die Welle
auch zu uns,

und nun stecken wir mitten drin in
der Wirtschaftskrise.

Man hat von Seiten der Bundes-
regierung auch reagiert und ein ge-
waltiges Konjunkturpaket auf den
Weg gebracht.

Wer ist aber Schuld und hat dies
alles zu verantworten? Egal, interes-
siert nicht, man will es in der Zukunft
durch Kontrolle verhindern.

Na dann sind wir aber mal ge-
spannt. Banken und deren Mana-
ger haben sich über Jahre die Ta-
schen voll gestopft und lachen sich
heute ins Fäustchen.

Schutzschirm- kommt drauf an,
wer drunter steht

Man spricht bei den Maßnahmen
von dem so genannten Schutz-
schirm, den wir in Deutschland nun
spannen müssen, um das wieder
gut zu machen, was über viele Jahre
unter öffentlicher Beobachtung und
Duldung verzapft wurde.

Schutzschirm- hört sich doch gut
an, oder? Klar doch, aber wenn
man sich näher betrachtet, wer
denn davon profitiert, stellt man
schnell fest, wo die Prioritäten im
Lande liegen.

Altes Auto verkaufen, Neues kau-
fen, vielleicht etwas Kfz-Steuer spa-
ren. Ist das alles für die arbeitende
Bevölkerung und den einfachen
aber so gewichtigen Steuerzahler?

Ganz ruhig bleiben liebe Leute,
es soll nicht der Eindruck entstehen,
dass dieses Konjunkturpaket unsin-
nig ist. Nein, das sind natürlich posi-
tive Signale für die Wirtschaft, es

geht ja schlussendlich um unsere
Arbeitsplätze.

Aber alles Geld, was jetzt auch
den Banken zur Verfügung gestellt
wird, also den Auslösern dieser Kri-
se, sind Schulden, die natürlich
auch zurück gezahlt werden müs-
sen.

Und, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, dabei sind wir dann auch
wieder im Spiel.

Tarifverhandlungen kontra
Konjunkturpaket

Was besteht denn hier für ein Zu-
sammenhang, könnte man sich fra-
gen.

Ganz einfach, derzeit laufen die
Tarifverhandlungen in den Ländern.

Ich darf an dieser Stelle daran er-
innern, dass die Inseln Hessen und
Berlin nicht der TdL angehören und
eigene Regelungen anstreben.

Auch nicht unerwähnt sollte die
Erinnerung an die einmaligen Er-
eignisse in Hessen sein, bei der die
Tarifautonomie durchbrochen wur-
de und per Gesetz Lohn- und Ge-
haltsanpassungen verordnet wur-
den.

Und während dieser nun laufen-
den Verhandlungen der anderen
Länder bedient man sich des Kon-
junkturpaketes für die ablehnende
Haltung zu Lohn- und Gehaltsver-
besserungen im öffentlichen Dienst.
Man hat ja den Schutzschirm so weit
geöffnet, dass man die Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst nicht bes-
ser bezahlen kann. Die Gewerk-
schaften sollten sich in den
Forderungen doch mäßigen.

Tolle Sache also, dieser
Schutzschirm- es kommt halt nur
drauf an, ob man darunter steht,
oder neben dran!

Auch die GdP hat gemeinsam mit
den anderen Gewerkschaften ein
eigenes Konjunkturpaket:

8 Prozent mehr, aber minde-
stens 200 Euro monatlich!

Zuviel? Denkt einfach daran, was
in den letzten Jahren insbesondere
in Hessen auf uns eingebrochen ist.

Und wir möchten uns auch daran
beteiligen, dass der Wirtschaftsmo-
tor wieder läuft. Der Kraftstoff, der
dafür benötigt wird, ist aber das
Geld.

Gebt es uns also, damit wir es
wieder in den Markt investieren
können, das ist die beste Medizin.

Ich setze auch auf die Einsicht der
hessischen Arbeitgeberseite, die
schon angekündigt hat, dass diese
Forderungen so nicht akzeptiert
werden können.

Die Verhandlungen laufen, wir
dürfen wieder mal gespannt sein,
was sich die neue Regierung für eine
Lösung einfallen lässt, Verhandlun-
gen mit den Gewerkschaften oder
weiter nach Gutsherrenart Entschei-
dungen verordnen.

Neuordnung des Dienstrechts

Die rechtlichen Voraussetzungen
sind geschaffen, die Föderalismus-
reform lässt grüßen. Auch in Hessen
beginnen spätestens ab dem 1.
April 2009 die Vorhaben zur Neure-
gelung von Besoldung, Versorgung
und Laufbahnrecht.

Die Wahlprüfsterne der GdP am
7. Januar diesen Jahres haben wie-
der einmal gezeigt, was die Polizei
der Politik wert ist. Unser Eindruck
nach den Aussagen fast aller innen-
politischen Sprecher war nicht der
Beste.

Zeit also, andere Wege zu gehen,
um entsprechenden Druck aufzu-
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bauen und unsere Forderungen
einzubringen.

Die GdP hat noch am gleichen
Tag der Wahlprüfsterne den Ent-
schluss gefasst, den Vertretern von
BdK und DPolG eine Kooperation
anzubieten, um sich in der Sache
der Dienstrechtsreform zusammen
zu schließen. Dieses Angebot wurde
von beiden Landesverbänden an-
genommen und wir haben bereits
mehrere Zusammenkünfte der ge-
gründeten AG Koop hinter uns.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir dürfen uns gewerkschaftlich in
diesen wichtigen Grundsatzfragen
nicht mehr voneinander entfernen,
sondern müssen mit einem gemein-
samen Konzept aller drei Berufsver-
tretungen an die Politik herantreten.

Das zeigt Stärke und Einigkeit in
der Sache.

Anpfiff zur neuen (Regierungs)-
Saison

Da war noch was in unserem
Lande. Am 18. Januar wurde neu
gewählt. 15 Wahlen stehen dieses
Jahr an, wir waren die Ersten. Was
ist bei uns passiert?

Die einen stürzten ab, die ande-
ren legten zu oder blieben beim sta-
tus quo.

Der Regierende bestätigte sein
katastrophales Ergebnis von 2008
lediglich und musste bei seiner
Wahl auf 4 eigene Stimmen verzich-
ten. Er sollte sich wirklich seine Ge-
danken machen, hat er doch das
gleiche Problem wie seine ehemali-
ge Herausforderin.

Man hat es ihm bei der Verkün-
dung im Gesicht angesehen, wie es
ihn beschäftigt hat, doch er hat es
brutalst möglich unterdrückt.

Profitiert hat jedenfalls einer im
Besonderen.

Herr Hahn surfte mit seiner Partei
auf einer Art „Wester-welle“ durch
das Land.

Stets Bereitschaft signalisierend
mit zu regieren und das aus einer
Schmuseopposition heraus war er-
folgreich und überzeugte die Wäh-
ler.

Ein Thema kam mir am Ende je-
doch nicht nur zu kurz, nein, es war

im Wahlkampf nicht existent- die in-
nere Sicherheit.

Bauen wir also auf die neue Vor-
zeigekoalition des Landes Hessen
und sind in neugieriger Erwartung,
was der neue Partner des nunmehr
seit 10 Jahren regierenden Herrn
Ministerpräsidenten bewirken kann.

Wir hoffen jedenfalls, dass es et-
was bewirkt, die Polizei ist nämlich
personell am absolut unteren Ende
ihrer Leistungsfähigkeit angelangt.

Also lieber Herr Hahn, nehmen
sie Einfluss auf ihren Partner. Sie
sind ja schließlich auch bekannt für
außergewöhnliche Forderungen.

Ich erinnere gerne an ihre
Forderung vor einigen Jahren,
den Trainer der Frankfurter Ein-
tracht abzulösen. Er war doch für
die schlechten Leistungen der
Mannschaft verantwortlich.

Auch innerhalb unserer Poli-
zeiführung auf der obersten
Ebene haben wir solche Kandi-
daten. Also, ran an den Speck, es
ist Zeit aufzuräumen.

Euer Peter Wittig

Vertrauenskrisen
Beziehungskrisen Prominenter

sind beliebte Klatschthemen.
Schlagzeilen liefern u.a. Bildungs-,
Beschäftigungs-. Versorgungs- und
Absatzkrisen. Wie Alarmsignale
wirken Regierungs-, Umwelt- und
Wirtschaftskrisen. Finanzkrise hat es
sogar zum Wort des Jahres 2008
gebracht. Weshalb aber tragen Kri-
sen nur Wirkungs- und nicht ihre
Anlassnamen? Man wird den Ver-
dacht nicht los, dass die Verursacher
ihre Schuld verschleiern wollen. Wer
und was stecken hinter solchen eu-
phemistischen Täuschungen?

Wo und wie entstehen Krisen?
Was verursacht sie? Wer zu ihrer
Quelle findet, entdeckt eigentlich
vermeidbare menschliche Schwä-
chen: Geiz und Gier, Dummheit und
Überheblichkeit, Neid und Miss-
trauen, Korruptheit und Erpressung,
Faulheit und Oberflächlichkeit

u.dgl. Solche Eigenschaften und
Verhaltensweisen scheinen zu verlo-
ckend und ansteckend zu sein. Sie
verbreiten sich wie Seuchen, zerstö-
ren Hoffnungen und Vertrauen.
Aber Glaubwürdigkeit und Verläss-
lichkeit zu verlieren, zerstört Bindun-
gen, erzeugt Misstrauen, Distanz.
Ausufernde Krisen sind die Folge. Es
ist absurd: Menschliche Schwächen
provozieren – ungewollt wie unver-
meidbar - starke schädliche Wir-
kungen.

Natürlich könnten Krisen be-
grenzt, ihr Schaden gemindert und
ihr Ausufern verhindert werden. So

ließe sich Krisengefahr bannen und
oft sogar in Gewinnbahnen lenken.
Krisen können sich aber auch zu-
spitzen und in Katastrophen mün-
den. Was z. B.

Darlehnsnehmer, Anleger und
Sparer von Bankpleiten zu spüren
bekamen, ist ein Desaster. Entspre-
chen Angebot und Streben von Par-
teien, Religionen, Produzenten und
Dienstleistern nicht suggerierten Er-
wartungen, tritt nach Scheinerfol-
gen i. d. R. das Gegenteil des Ange-
strebten ein. Dennoch wird
schädigendes Verhalten ignoriert
und fortgesetzt.

Vielen Negativbeispielen können
wir uns kaum entziehen: Heils-, Ge-
winn- und politischen Versprechen,
Mogelpackungen und Produktfäl-
schungen, schmerzhaften Einkom-
menseinbußen und Verteuerungen.

Das Vertrauen ist eine zarte
Pflanze. Ist es zerstört, so
kommt es sobald nicht wieder
Bismarck
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Viel ankündigen schwächt das
Vertrauen. Horaz

Realistisch betrachtet, werden wir
in unseren Lebensbereichen von
globalen, nationalen, auch örtli-
chen Krisen weniger beeinträchtigt,
als durch persönliche. Dabei wer-
den gesundheitliche Krisen als Le-
bensschicksal hingenommen. In be-
rufliche Krisen gerät mancher auch
schuldlos. Denn nicht alle sind je-
dem jederzeit sympathisch. Bevor-
munden, missachten, mobben und
als Willkür empfundene Regeln sind
Quelle und Treibmittel für Krisen.
Bei Konfliktgefahr könnte offene
Aussprache die Krise vermeiden.
Vorgesetzte, denen Ja-Sager sym-
pathisch, Erfolgreiche verdächtig
und Kritiker suspekt sind, werden si-
cher mehr gefürchtet als geachtet.
Erfolg hat aber i.d.R. nur, wer was
kann und leistet. Dienstrang und
Funktion sind keine Garanten für
eine Anerkennung als Autorität.

Das „Leitbild der Hessischen Poli-
zei“ wäre sicher geeignet, inner-
dienstliche Krisen ausschließen.
Wird Mitarbeitern jedoch das Ge-
fühl vermittelt, dass vorbildliche
Führungsverantwortung nur für
nachgeordnete Führungsebenen
gilt, sind Frust und Resignation un-
vermeidbar. Dienstfreude und En-
gagement werden gedämpft und
nähern sich „innerer Kündigung“.
Derartige Alarmsignale dürfen nicht
ignoriert werden.

Unter Kollegen grassiert solidari-
sierend die Erkenntnis „EdK“, was
kapitulierend für „Ende der Karrie-
re“ steht. Diese deprimierende
Selbsteinschätzung sollte dort zu
denken geben und Anstoß für Än-
derung negativer Führungseinflüsse
sein, wo derart demotivierende
Grundhaltungen ausgelöst werden.
Denn wer sich als nicht ernst ge-
nommen, ausgegrenzt, abgescho-
ben, ungerecht beurteilt fühlt, wird
kaum gleiche Leistungen bringen
können und wollen wie anerkannte

Mitarbeiter. Opportunistisch Han-
delnde müssen nicht die Besten
sein. Gerechtigkeitsempfinden von
Mitarbeitern zu missachten, rächt
sich – wirkt kontraproduktiv.

Vertrauen weckt Vertrauen.
Deutsches Sprichwort

Vertrauen zu erwerben und zu
pflegen ist schwer, es aufs Spiel zu
setzen und zu verlieren geht leicht
und rasch. Mehr zu versprechen als
zu halten und von Vertrauen zu re-
den, ohne es durch Verhalten zu be-
stätigen, wird mit seinem Verlust ge-
ahndet. Es gibt Erfahrungen, die zur
Selbstkritik Fähige erkennen lassen,
weshalb sie mehr gefürchtet als ge-
achtet, mehr gemieden als gesucht
und – ohne es ggf. selbst zu merken
– weshalb sie nicht so erfolgreich
sind, wie Sympathieträger. Kritische
Verantwortungsträger lässt die
nachfolgende Stichwortliste (Prüfs-
teine!) möglicherweise erkennen,
welche Eigenschaften und Verhal-
tensweisen vertrauensstörend wir-
ken und geändert werden können,
um Nachteilswirkungen durch Füh-
rungskrisen zu vermeiden:

l Versprechen werden nicht einge-
halten.

l Dem eigenen Vorteil wird Vor-
rang gegeben.

l Kompromisse werden vermie-
den.

l Verhalten widerspricht allgemei-
nen Regeln.

l Kontrollieren ist wichtiger als De-
legieren

l Wichtige Informationen werden
verschwiegen

l Unangenehmes wird beschö-
nigt.

l Schuld wird anderen zugescho-
ben.

l Kritisiert wird gern und öfter als
gelobt.

l Konstruktives Feedback wird
ausgeschaltet.

l Vertraulichkeiten werden nicht
geachtet.

l Gerüchte werden ungefiltert ver-
breitet.

l Entschieden wird ohne Beteili-
gung Betroffener

l Stärken und Talente anderer wer-
den kritisiert

l Fortbildung anderer wird nicht
unterstützt.

l Rat oder Hilfe wird nicht ange-
nommen

l Privates wird als störend abge-
lehnt.

l Gewinn und Ansehen haben Vor-
rang.

l Kritik wird als pers. Angriff zu-
rückgewiesen.

l Diskussionen werden im Keim
erstickt.

l Konflikte werden möglichst ver-
mieden.

l Besprechungen dienen der
Selbstdarstellung

l Heimliche Allianzen und Intrigen
sind beliebt

l Parteilichkeit ist Handlungsprin-
zip.

l Zweifelsfälle benachteiligen an-
dere

l Angebrachte Entschuldigung un-
terbleibt.

Na, hat die „Vertrauens-Krisen-
Anamnese“ zu Treffern geführt? Ja?
Dann sollte die Erkenntnis dazu bei-
tragen können, ihr entgegen zu wir-
ken und der Zielvorgabe des Leitbil-
des doch noch näher zu kommen.

Die beste Möglichkeit, eine Krise
zu bestehen, ist anzugreifen.
Nino Cerruti

Gerhard Kastl, Dezember 2008

Nichts kann den Menschen
mehr stärken als das Vertrau-
en, das man ihm entgegen-
bringt.
Adolf von Harnack

Wer damit anfängt, dass er al-
len traut, wird damit enden,
dass er jeden für einen Schur-
ken hält.
Hebbel

Krise ist ein produktiver Zu-
stand – man muss ihm nur
den Beigeschmack der Kata-
strophe nehmen.
Max Frisch
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Was ist uns die Polizei wert?
Reges Interesse der Polizeibeschäftigten an Diskussion mit Landespolitikern

„Politiker kommen und gehen,
die Polizei bleibt bestehen“. Mit die-
ser Feststellung eröffnete Frank Leh-
mann vom Hessischen Rundfunk
die Diskussionsveranstaltung der
GdP mit Landespolitikern im Hotel
„Holiday Inn“ in Frankfurt, die auch
Interesse von Funk, Fernsehen und
Presse fand. Thema waren die
„Wahlprüfsterne“ der GdP zur Land-
tagswahl. Im Grunde hatte sich da-
ran nicht viel verändert gegenüber
den Fragen zur Landtagswahl vor
einem Jahr. Damals habe die GdP
die verantwortlichen Landespoliti-
ker mit der Postkartenaktion aber
noch unter Druck setzen können, er-
klärte GdP-Landesvorsitzender Jörg
Bruchmüller bei der Begrüßung. Zur
Diskussion gekommen waren die si-
cherheitspolitischen Sprecher der
Landtagsfraktionen, Peter Beuth
(CDU), Günter Rudolph (SPD),
Wolfgang Greilich (FDP), Jürgen
Frömmrich (Grüne), Hermann
Schaus (Linke).

Bei Tarifforderungen nicht
zurückstecken

Auch der GdP-Bundesvorsitzende
Konrad Freiberg diskutierte mit. Er
machte in einem Statement deut-
lich, dass die Zahl der Polizeibe-
schäftigten bundesweit um über
10.000 abgenommen habe. Ange-
sichts immer neuer Aufgaben und
der Zunahme von Gewalt, vor allem
gegen Polizeibeamte, halte er die-
sen Stellenabbau für unverantwort-
lich.

Die GdP habe die Innenminister-
konferenz aufgefordert, dieses Phä-
nomen wissenschaftlich untersu-
chen zu lassen und betroffene
Kolleg/innen daran zu beteiligen. Er
machte aber auch deutlich, dass die
Beschäftigten des öffentlichen Dien-
stes bei den anstehenden Tarifver-
handlungen nicht zurückstecken
wollten. Wer Milliarden ausgebe zur
Rettung von Banken und Industrie-
betrieben, dürfe das Geld nicht bei
den Beschäftigten einsparen. Wenn
Geld für die Ackermänner da sei,
müsse es auch für den öffentlichen
Dienst da sein.

Mehr Arbeit – weniger Personal

Landesvorsitzender Jörg Bruch-
müller listete auf, dass bei der Poli-
zei seit 1999 fast 1400 Stellen ge-
strichen worden seien, trotz
gestiegener Anforderungen, auch
im Bereich der geschlossenen Ein-
sätze. Da helfe auch die Einführung
einer „Laienpolizei“ (Freiwilliger Po-
lizeidienst) nicht.

Die Zahlen der GdP könne man
den Stellenplänen des Haushalts
entnehmen, gab Bruchmüller die
Quelle an. Die Zahl der Angestell-
ten und Beamten im Innenministeri-
um sei in diesem Zeitraum von 227
auf 417 gestiegen, die Zahl der Be-
schäftigten habe alleine bei den
Präsidien (Einzeldienst) um 823 ab-
genommen. Bouffiers Aussage
„Mehr uff die Gass, weniger in die
Stuben“ sei offensichtlich schief ge-
gangen, eröffnete Frank Lehmann
in seiner humorigen Art die Diskus-
sion.

Den Politikern gab er aber noch
ein Zitat von Goethe mit auf den
Weg „Man muss etwas zu sagen ha-
ben, wenn man reden will.“ So rich-
tig verstanden wurde es von den An-
gesprochenen aber nicht. Es wurde
viel leeres Stroh gedroschen, was zu
Unmutsbekundungen seitens der
mehr als 200 Kolleg/innen führte,
die aufmerksam der Diskussion
folgten. Sie sparten aber auch nicht
mit Beifall, wenn vor allem die Politi-
ker von SPD, Grüne und Linke auf-
zeigten, was sie versucht hätten,
was aber im vergangenen Jahr,
trotz Mehrheit im Landtag (und

ohne Koalition) nicht geklappt
habe, weil die CDU-Regierung es
torpediert habe. Das war vor allem
die Forderung nach Rückkehr in die
Tarifgemeinschaft der Länder und
die Rücknahme der 42-Stunden-
Woche.

Das stehe auch in der Zukunft auf
dem Programm. Die Vertreter von
CDU und FDP, man konnte sie fast
als Regierungseinheit verstehen,
wollen auch künftig einen speziellen
hessischen Tarifvertrag. Sie ernteten
Buhrufe, als sie von den erfolgrei-
chen Tarifverhandlungen in den
vergangenen Jahren sprachen. Was
da im Hinterzimmer mit dem Beam-
tenbund ausgehandelt worden und
per Gesetz verwirklicht worden sei,
sei alles gewesen aber keine Tarif-
vertragsverhandlungen, konterte
Jörg Bruchmüller. An die
42-Stunden-Woche wollen diese
beiden Parteien auch nicht ran. Bei
FDP-Mann Greilich klang sogar
durch, dass es künftig wieder eine
dreigeteilte Laufbahn geben könne.
Nicht für alle Aufgaben der Polizei
brauche man ein Fachhochschuls-
tudium.

Zukünftig wieder mehr
Polizist/innen

Großes Gelächter entstand im
Saal, als Peter Beuth von der CDU
vorrechnete, dass die Rückkehr al-
leine zur 40-Stunden-Woche rech-
nerisch ein Minus von 530 Polizei-
beamt/innen ausmache. Noch
zuvor hatte er die GdP-Zahlen von
den „virtuellen“ Polizisten (1100
durch die Anhebung der Wochenar-

Voller Saal. Auf reges Interesse seitens der Kolleg/innen stieß die GdP-Diskussion mit Landes-
politikern im „Holiday Inn“ in Frankfurt. Weit über 200 Zuhörerinnen (unser Bild zeigt den
Großteil davon) verfolgten die Diskussion und mischten sich auch ein. nw
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beitszeit von 38,5 auf 42 Stunden)
als falsch bezeichnet. Er und auch
FDP-Mann Greilich hatten zuvor be-
hauptet, die Polizei habe von 1998
bis heute rund 1200 Polizistinnen
mehr. Unabhängig von dieser Aus-
sage geben aber beide zu, dass
man künftig mehr Polizist/innen
einstellen müsse, um die Zahl der
Pensionierungen aufzufangen. Da
wirkten die Aussagen der anderen
drei Sprecher schon glaubwürdiger,
da sie auch im vergangenen Jahr
schon mehr Personal gefordert hat-
ten und die Zahlen der GdP nicht
bezweifelten. Grünen-Sprecher
Frömming hatte aufgrund eigener
Recherchen seiner Fraktion diese
Zahlen bestätigt.

CDU und FDP:
Keine Mitbestimmung

Kein Entgegenkommen seitens
CDU und FDP wird es nach der
Wahl auch bei der Änderung des
Hessischen Personalvertretungsge-
setzes geben. Beide Parteien hatten
gemeinsam die Mitbestimmung im
HPVG gestrichen. Auch hier waren
die Vertreter der anderen Parteien
auf Seiten der GdP. „Wir werden die
Mitbestimmungsrechte wieder ein-
führen“, fasste Günter Rudolph
(SPD) die Meinung der drei zusam-
men. „Wir sind keine Befehlsemp-
fänger, wir wollen unsere Arbeits-
plätze mitgestalten“, unterstrich
Konrad Freiberg die GdP-Forde-
rung nach Wiedereinführung der
Mitbestimmung. „Wenn die Polizei
demonstriert, dann sind das keine
Krawallmacher (Aussage Bouffier in
Kassel), sondern Bürger/innen, die
ihre Grundrechte wahrnehmen“,
schrieb ein Teilnehmer den konser-
vativen Politikern in diesem Zusam-
menhang ins Stammbuch als Frank
Lehmann mit dem Mikrofon durch
die Reihen des Publikums ging und
Meinungen erfragte.

Ein anderer Teilnehmer machte
seinem Frust gegenüber CDU und
FDP Luft. „Die Polizei ist ihnen nichts
wert, sie haben nichts dazu gelernt“.
Antonio Pedron, Vorsitzender der
JUNGEN GRUPPE, lud die Politiker
ein, zu ihm nach Rüsselsheim zu
kommen und mit ihm Nachtdienst
zu machen, da könnten sie erfah-
ren, was Polizeidienst ist.

Lebensarbeitszeit wird
verlängert

Die Ruhegehaltsfähigkeit der Po-
lizeizulage wollen SPD, Grüne und
Linke erhalten und wieder einfüh-
ren, wo sie gestrichen worden ist.
Das koste pro Jahr 300.000 Euro,
hätten die Haushälter ausgerech-
net, so Günter Rudolf. Das könne
man sicher noch verkraften. CDU
und FDP blieben verschwommen.
Das müsse im Zuge des neuen
Dienstrechtsreformgesetzes gere-
gelt werden, redeten sie sich he-
raus. Da wollen sie auch die Le-
bensarbeitszeit regeln.

Peter Beuth (CDU) ließ vage er-
kennen, dass man wohl um eine
Verlängerung auf 62 Jahre nicht he-
rumkomme, da ja auch das Renten-
eintrittsalter um zwei Jahre angeho-
ben worden sei. Ähnlich
argumentierten auch die anderen
Parteien, wollten aber einen Unter-
schied machen zwischen „Schicht-
dienst“ und Bürodienst. Lediglich
Hermann Schaus (Linke) sprach sich
radikal gegen eine Verlängerung
der Lebensarbeitszeit für die Polizei
aus. Die Linke wolle auch keine An-
hebung beim Rentenalter. So for-
mulierte auch Konrad Freiberg die
GdP-Forderung.

Technische Verbesserungen mit
weniger Personal bezahlt

Einig waren sich alle Parteien und
die GdP, dass die technische Aus-
stattung der Polizei und der Fuhr-
park erneuert worden seien. Nicht
zugeben wollten CDU und FDP, dass

das einerseits selbstverständlich sei,
wie es ein Teilnehmer formulierte,
weil man nicht mehr auf Schreibma-
schinen schreiben könne. Anderer-
seits hätten die Bediensteten diese
Verbesserungen durch die Einfüh-
rung der 42-Stunden-Woche und
die Stellenstreichungen selbst be-
zahlt. Dass bei der technischen Um-
rüstung auch Geld verbrannt sei,
wurde ebenfalls deutlich gemacht.
Die Einführung von SAP sollte 50
Millionen Euro kosten. Heute sind es
850 Millionen Euro. Es wurde leb-
haft und viel diskutiert, nicht nur
über die hier angesprochenen The-
men und die GdP versprach, die Po-
litiker an ihren Aussagen zu messen.

Polizei ist ein Gesamtkunstwerk

Jörg Bruchmüller zeigte sich er-
freut „dass die Hütte voll ist“. Das
zeige, dass die Themen den Polizei-
beamt/innen „unter den Nägeln
brennen“. Dem CDU-Mann Beuth
gab er mit auf den Weg, dass seine
Partei über den Begriff der „Streit-
kultur“ nachdenken solle. Wenn
Volker Bouffier der GdP sage: „Wer
die Hitze nicht verträgt, der darf
nicht an den Ofen“, dann dürfe er
sich auch nicht beleidigt zurückzie-
hen, wie nach der Postkartenaktion
bei der Landtagswahl 2008. „Ge-
hen sie auf die Polizei zu, zeigen sie,
was sie ihnen wert ist“, forderte er
die Politiker auf. „Polizei ist ein Ge-
samtkunstwerk, das von den Be-
schäftigten gebildet wird“.

Norbert Weinbach

Publikumsmeinung. Frank Lehmann ging auch mit dem Mikro durch die Reihen der Zuhörer und
fragte nach ihren Erfahrungen mit der Politik. nw
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2009 - das Jahr schlechter Nachrichten
Die Kanzlerin als Orakel aus der Uckermark

Das Jahr 2009 wird das Jahr der
schlechten Nachrichten – so hat es
Angela Merkel (CDU) geweissagt.
Vielleicht dachte sie nicht nur an die
skrupellosen, immer weit über-
schätzten Banker oder an mangel-
hafte, oft auch von ihr hofierte Wirt-
schaftsstrategen.

Eventuell auch an fränkisch-
bayerische Quertreiber, wie Seeho-
fer (CSU), der als Bundesminister
brav war und nur durch einen vor-
zeigbaren Seitensprung von sich re-
den machte, jetzt als Gaufürst aber
ständig für Unruhe und Unfrieden in
der Regierungskoalition sorgt.

Oder an Ramsauer, Landesgrup-
penchef der CSU-Abteilung in Ber-
lin, der in der Kriminalstatistik nicht
nur die Staatsangehörigkeit, son-
dern auch die Herkunft von einge-
wanderten Tatverdächtigen erfasst
wissen möchte. „Die Abnahme der
Ausländerkriminalität, die immer
behauptet wird, ist vor allem da-
durch herbeigeführt worden, dass
Ausländer durch die Zuerkennung
der deutschen Staatsbürgerschaft
formal Deutsche geworden sind“,
so Ramsauer. Offen ließ der Ober-
bayer, ab wann seiner Meinung
nach einer so richtig Deutscher ist -
zweite Generation, dritte Generati-
on? Was ist mit den Szymanskis, Po-
dolskis, Kloses, Asamoas und und
und? Sind das wirklich richtige
Deutsche? Oder doch eher die Be-
ckers, Schumachers und Becken-
bauers, die in Deutschland zwar
keine Steuern zahlen, aber bei de-
nen dafür schon seit Generationen
deutsches Blut durch die Adern
fließt? Dem Grundgesetz nach ge-
nügt der Pass! Vielleicht sollte Ram-
sauer mal bei seinem Spezi Koch
aus Hessen nachfragen, der hat Er-
fahrung mit Wahlkampf gegen Aus-
länder. (Ist eigentlich Obama ein
richtiger US-Amerikaner nach der
Lesart Ramsauers?)

Ich denke bei den schlechten
Nachrichten schon zu Beginn des
Jahres an den Ausgang der Hessen-
wahl. Ausgerechnet die Parteien,
deren Repräsentanten die Arbeit-
nehmerrechte lieber beschneiden

als zu stärken, die Tarifdiktate als
Verhandlungsergebnisse ausgeben
und zur Not auch schon mal die Öf-
fentlichkeit belügen, stellen die Par-
lamentsmehrheit. Klar, es hätte
noch schlimmer kommen können.
Wenigstens kann die Koch-CDU
nicht mehr alleine regieren und sich
anmaßen, Hessen als ihr Eigentum
zu betrachten. Wie war in einem Le-
serbrief in einem großen deutschen
Magazin zu lesen: „Koch hat uns
Hessen schon mehrfach belogen
und betrogen, dass sich alle Balken
in unseren wunderschönen hessi-
schen Fachwerkhäusern durchge-
bogen haben.“ Man kann es auch
sagen wie der stern: „KALT, KÄLTER,
KOCH“.

Wir verdanken dieses Wahler-
gebnis, diese schlechte Nachricht,
allerdings vier SPD-Abweichlern.
Diese „Verantwortungsethiker“, wie
Klaus Staeck sie nannte, hatten „ihr
jäh erwachtes Gewissen absolut ge-
setzt und damit das Votum der
Mehrheit ignoriert“. - „Demokratien
und demokratische Parteien funk-
tionieren nur dann, wenn das Mehr-
heitsprinzip akzeptiert wird.“ Mit
„Gewissensentscheidungen“ hatte
das alles nichts zu tun.

Bis hierher hat das Orakel aus
der Uckermark also schon mal recht
gehabt – ein Jahr mit schlechten
Nachrichten.

Doch es gibt auch positive Mel-
dungen. Nehmen wir die Regie-
rungsbildung in unserem schönen
Hessenland. Ratzfatz hat Jörg Uwe
Hahn seinen Spezi Koch über den
Tisch gezogen und für seine FDP
drei fette Ministerien an Land gezo-

gen. Da hat es sogar in der CDU
Leute gegeben, die ihren bisherigen
Beinahe-Gott Koch so überdeutlich
und öffentlich kritisierten, wie bisher
undenkbar. Also, ist das nichts Posi-
tives? – Offen praktizierte Mei-
nungsvielfalt statt Duckmäusertum
auch in der Hessen-CDU.

Na und dann die Wahl zum Mi-
nisterpräsidenten. War das nichts?
Schon wieder vier Abweichler – und
diesmal nicht bei den linken Cha-
os-Schwestern und –brüdern son-
dern bei den sonst so uniformen
Christdemokraten (zumindest mit
sehr hoher Wahrscheinlichkeit).
War das eigentlich auch eine Ge-
wissensentscheidung oder nur eine
banale Misstrauensbekundung?
Der Versuch Kochs, die fehlenden
Ja-Stimmen mit der Unfähigkeit sei-
ner Parteikollegen beim Umgang
mit den neuen Stimmkarten zu er-
klären, ist schon eine Frechheit.
Man muss sich mal vorstellen, was
das eigentlich hieße. – Aber, die
Nachricht von den Abweichlern war
bestimmt keine schlechte – zumin-
dest für mich nicht.

Oder das Ministerinnen- und Mi-
nister-Karussell. Da kommt ein
Landrat aus Bad Homburg (von mir
durchaus geschätzt) nach Wiesba-
den und übernimmt das Justizminis-
terium und macht das zig Mal bes-
ser als sein „großmäuliger“
Vorgänger.

Dann muss die CDU- Alleinregie-
rung ihre Kultusministerin wegen of-
fenbarer Unfähigkeit entlassen und
flugs macht der Ex-Landrat aus Bad
Homburg das noch mit - und auch
noch recht erfolgreich. Nun werden
nach der Wahl mit dem von mir be-
klagten Ausgang, die Karten neu
gemischt und eins zwei drei wird der
erfolgreiche Justiz- und Kultusminis-
ter plötzlich Sozialminister – „Minis-
terium für Arbeit, Familie und Ge-
sundheit“ (seine Frau meinte, es
entspreche genau seinen Prioritä-
ten: „An erster Stelle kommt für
mich immer die Arbeit, dann in wei-
tem Abstand die Familie und ganz
zuletzt die Gesundheit.“ – Ist das ei-
gentlich dann noch sozial? Er ver-
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treibt die angeblich ebenfalls aner-
kannte Sozialministerin ins
Landwirtschafts- und Umweltminis-
terium. Hierfür ist sie natürlich be-
stens geeignet, kommt sie doch vom
Lande und ist auf einem Bauernhof
groß geworden. Wir verfügen also
in Hessen, besser vielleicht in der
Hessen-CDU, über Allrounder, die
ihresgleichen suchen. Das ist doch
toll, oder nicht? – Oder hat etwa
Rainer Brüderle (FDP) Recht, der im
Zusammenhang mit der Ernennung
des neuen Bundes-Wirtschaftsmi-
nisters von und zu Guttenberg
meinte: „Offenbar genügt es in der
Union, dass man lesen und schrei-
ben kann, um Wirtschaftsminister
zu werden.“ Aber dann wäre das ja

auch eine schlechte Nachricht und
das Orakel wäre wieder bestätigt.

Und was erwartet nun uns - bei
der Polizei? Nun, man könnte sa-
gen, nichts Neues. Wir behalten
„unseren“ Minister – ich hätte fast
geschrieben, hätte schlimmer kom-
men können. Ein neuer Staatssekre-
tär (Boris Rhein aus Frankfurt, damit
auch die Großstädter jetzt ganz ru-
hig gestellt sind – Boddenberg ist ja
auch schon zum Minister erkoren
worden) wird ihn unterstützen – wie
hieß eigentlich sein(e) Vorgän-
ger(in)? Da sich Rhein als Innenpoli-
tiker berufen fühlt und sich für noch
größere Aufgaben empfehlen
möchte, ergeben sich hier vielleicht

auch für uns Chancen. Mit jeman-
dem, der auf der Frankfurter
Freßgass gern Bratwurst isst, kann
man bestimmt gescheit reden. Und
wenn Koch endlich in Berlin sein
Wesen treibt und Bouffier ihn in
Hessen beerben darf und und ... –
da geht doch was!

Mein Resümee: Das Orakel aus
der Uckermark hat nur zum Teil
Recht. Das Jahr 2009 wird ein Jahr
mit vielen schlechten Nachrichten.
Aber, es gibt nicht nur die negativen,
es gibt auch so la la und sogar auch
gute News.

Macht’s Beste draus!

Dieter Kurth

Polizeiaktionstag in Hannover am 3. Februar 2009
Hessen war dabei

Es wurde gemeinsam für unsere
Forderungen gekämpft. Die Lan-
desbezirke der GdP beteiligten sich
und auch wir waren Teil der über
14.000 Teilnehmer.

Obwohl nicht der TdL ange-
schlossen, zeigten wir Flagge und
hörten unter anderem einen kämp-
ferischen Bundesvorsitzenden
Konny Freiberg, der auf die Proble-
me der Polizeibeschäftigten hinwies.

Unter tosendem Beifall waren
seine Worte in Richtung des Ver-
handlungsführers der Arbeitgeber-
seite:

„Herr Möllring, ich wollte mich
mit ihnen geistig duellieren, aber
ich habe festgestellt, sie sind unbe-
waffnet“

Zeitgleich zu dieser zentralen Ver-
anstaltung in Hannover fanden
Warnstreiks im gesamten Bundes-
gebiet statt.

Die GdP ist auch bereit und wird
ihren Forderungen auch mit Ar-
beitskampfmaßnahmen Druck ver-
leihen.

Peter Wittig
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Ein planbarer Einsatz!
Der Bau der Landebahn Nord-

west am Frankfurter Flughafen –
kein Einsatz wie jeder andere? - Ein
Einsatz wie viele andere und den-
noch wiederholen sich Einsatzab-
läufe die wir bereits in der Vergan-
genheit immer wieder kritisiert
haben.

Von langer Hand geplant durch
alle Instanzen geführt sahen wir
Polizistinnen und Polizisten voller
Spannung diesem voraussichtlich
langatmigen Einsatz entgegen.

Anfänglichen Horrorszenarien
wichen mit der Annäherung zur
Umsetzungsphase realistische Er-
kenntnisse, die allesamt erwarten
lassen konnten, dass es eine zweite
„Startbahn West“ nicht geben wird.

Die Einsatzplanungen berück-
sichtigten, so wie es korrekt ist und
wir unser Handwerk verstehen, alle
Eventualitäten und wurden im We-
sentlichen in drei Phasen aufgeteilt.

In der personalrätlichen Beglei-
tung haben wir im Hauptpersonal-
rat und in den örtlichen Gremien
den Schwerpunkt auf die Planbar-
keit für unsere Kolleginnen und Kol-
legen sowie auf die Einhaltung der
arbeitsschutzrechtlichen Bedingun-
gen gelegt.

In der Folge unserer Vereinba-
rungen erreichten wir einen späte-
ren Einstieg in einen geänderten
Schichtrhythmus in der Hoffnung,
dass ein Umstieg in den sogenann-
ten T-E-N-F (Tag/Einsatz/
Nacht/Frei) lediglich die letzte Opti-
on zur Aufrechterhaltung von Recht
und Ordnung sein wird.

Kaum ein Einsatz in der Vergan-
genheit hatte in der Vorlaufphase
soviel Zeit und Raum für verlässliche
Planungen wie dieser.

Keinerlei Hinweise erreichten
uns, die erkennen ließen, dass der
Umstieg auf den T-E-N-F, also hin-
ein in die Phase III, bereits nach ei-
ner Woche erforderlich wird.
Dienstliche und damit auch private
Planungen wurden damit über den
Haufen geworfen und haben unse-
ren Kolleginnen und Kollegen eine
Menge Probleme bereitet.

Doch damit nicht genug, vor Ort
im Einsatz müssen wir feststellen,
dass wir genau das antreffen, womit
wir seit Monaten rechneten – mit
sehr wenig und kaum gewaltberei-
tem Widerstand von Ausbaugeg-
nern.

Kritik von mir kommt nicht im Be-
zug auf die fachkompetente Vorbe-
reitung, unsere Führung versteht
ohne Zweifel ihr Handwerk, aber
genau in den zwei Punkten in wel-
chen wir unsere gewerkschaftlichen
und personalrätlichen Schwerpunk-
te sahen und sehen, wurden Ent-
scheidungen getroffen die ich nicht
nachvollziehen kann.

Wenn auf Grund vorliegender Er-
kenntnisse der Einstieg in den
T-E-N-F erforderlich war, so muss
dies bereits vor dem 12. Januar klar
gewesen sei, der Wechsel vom
Vier-Schichtrhythmus in den
T-E-N-F wäre somit vermeidbar ge-
wesen und hätte viele von uns vor
Planungsproblemen bewahrt.

Den zweiten Schwerpunkt legten
wir auf den Arbeitsschutz. Planbare
Einsätze – und der Bau der Lande-
bahn Nordwest war und ist in allen
Phasen planbar – dürfen grundsätz-
lich 12 Stunden nicht überschreiten
(inklusive An- und Abfahrt). Wir sind
professionell genug, um damit um-
gehen zu können, dass besondere,
sich ad hoc entwickelnde Lagen
auch längere Einsatzzeiten mit sich
bringen können, aber wer 12 Stun-
den Einsatzzeit plant und private
Vorbereitung, An- und Abfahrtszei-
ten noch dazu addiert verstößt gg.
die Vorgaben des Arbeitsschutzes
und riskiert hierbei die Gesundheit
unserer Kolleginnen und Kollegen.
16, 18 oder noch mehr Stunden im
Einsatz haben stattgefunden, das

wäre vermeidbar gewesen, wenn
man sich an die Vereinbarungen
mit dem Hauptpersonalrat gehalten
hätte.

Ohne diese beiden, vermeidba-
ren Ärgernisse hätten wir als Ein-
satzkräfte mit dem Start und jetzt mit
dem aktuellen Einsatzverlauf durch-
aus zufrieden sein können. Bei aller
Kritik habe ich aber auch nicht über-
sehen, dass man in der Fortschrei-
bung und Analyse der Lage die
Kräfte deutlich reduziert hat. Die
Anordnung der Rückkehr zu einer
reinen Einsatzzeit von acht Stunden
ist sicherlich nicht nur eine Folge un-
serer, an den Innenminister klar for-
mulierten Forderungen sondern si-
cherlich auch ein Ergebnis
ausführlicher und konstruktiver Di-
aloge, die wir als GdP mit den Ver-
antwortlichen im LPP, zeitnah zu den
Ereignissen gesucht haben.

Lothar Hölzgen

Aus dem Gerichtssaal

EIN SCHRÄGER FALL

Nach dem WM-Fußball-Halb-
finale, das die deutsche Mann-
schaft gegen Italien verloren hat-
te, gab es unter den
angetrunkenen Gästen Streit.
Dabei warf ein 25-jähriger Gast
seinem Gegenüber mit voller
Wucht ein Bierglas gegen den
Kopf. Das Opfer erlitt einen drei-
fachen Jochbeinbruch und
schlimme Zahnverletzungen, de-
ren Behandlung noch nicht abge-
schlossen ist. Der Angeklagte
gab sich in der Verhandlung un-
schuldig. Er habe doch nur das
Glas fallen lassen, sonst nichts.
Wegen gefährlicher Körperver-
letzung verhängte das Gericht
eine Geldstrafe von 2500 Euro.
Bei der folgenden zivilrechtlichen
Auseinandersetzung dürfte es
noch wesentlich teurer werden.

Heinz Habermehl
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Jahreshauptversammlung der GdP
Kreisgruppe Main Taunus

Am Donnerstag, den
20.11.2008 konnte unser Kreis-
gruppenvorsitzender Jürgen
Aschenbrenner viele Mitglieder in
den Räumlichkeiten der Stadthalle
Hofheim zur Jahreshauptversamm-
lung 2008 begrüßen.

Der etwas verspätete Termin war
bedingt durch Einsatzlagen im Ok-
tober und der damit verbundenen
Verschiebung des ersten anbe-
raumten Termins.

Begrüßen konnte Jürgen den
stellvertretenden Vorsitzenden des
Landesvorstandes, Lothar Hölzgen
und den Bezirksgruppenvorsitzen-
den Peter Wittig.

Leider konnte der Personalrats-
vorsitzende Michael Messer wegen
einer Terminkollision nicht teilneh-
men.

Erfreut zeigte sich Jürgen Aschen-
brenner über die große Teilnahme
der Mitglieder. Herzlich Willkom-
men hieß Jürgen auch den ehemali-
gen Direktionsleiter Helmuth Lohse
sowie dessen Nachfolger Jürgen
Moog, beide GdP Mitglieder.

Nach dem Totengedenken zeigte
unser Kreisgruppenvorsitzender
noch einmal die Tätigkeiten im ab-
gelaufenen Jahres auf.

Beginnend mit der Postkartenak-
tion, die durch das Engagement der
Mitglieder, trotz aller Unkenrufe, zu
einem großen Erfolg der GdP wur-
de. Die Politik war durch diese Akti-
on plötzlich in die Defensive geraten
und musste reagieren. Was dabei
herauskam, hat jeder noch in Erin-
nerung.

Die nächste große Aufgabe war
die Personalratswahl 2008. Hier
sollte das Ergebnis der Wahl das
große Engagement der GdP in der
vergangenen Legislaturperiode wi-
derspiegeln. Dazu sollte auch ein
auf die Kreisgruppe zugeschnittener
Wahlkampf dienen.

Diese Entscheidung trug ihre
Früchte!

Die GdP ist im Main Taunus Kreis
mit dem besten Ergebnis seit 20
Jahren als stärkste Gewerkschaft
gewählt worden und ist mit den drei
Mitgliedern

Beate Gretzschel
Kirsten Varlemann und
Jürgen Aschenbrenner

im örtlichen Personalrat vertre-
ten. Dazu kommen aussichtsreiche
Platzierungen als Nachrücker.

Der Einsatz unserer Vorstands-
mitglieder bei den Wahlen als
Wahlhelfer und als Wahlvorstands-
mitglieder sahen viele als selbstver-
ständlich an, ohne den Arbeits- und
Zeitaufwand der Kolleginnen und
Kollegen zu erahnen.

Jürgen Aschenbrenner dankte
noch einmal diesen Kolleginnen
und Kollegen.

Die 42 Stunden Woche, sowie die
gleichzeitige Arbeitsverdichtung bei
weniger Personal, nahm weiteren
Raum in dem Rechenschaftsbericht
ein.

Im Anschluss, vor Aussprache zu
dem Bericht, ehrte Jürgen Aschen-
brenner unseren „Jungpensionär“
Jürgen Grün für seine 40 jährige
Treue zu seiner GdP. Nach Überga-
be eines kleinen Präsentes ließ es
sich Jürgen Grün nicht nehmen, ein
paar Worte an die Versammlung zu
richten, deren Kernaussage es war,
dass das bisher für die Kolleginnen
und Kollegen Erreichte ohne die
GdP nie hätte verwirklicht werden
können.

Der darauf erfolgte Beifall zeigte
Zustimmung in der Versammlung.

Es folgte der Rechenschaftsbe-
richt des Kassierers Thomas Hasler,
der vom Kassenprüfer eine ein-
wandfreie Kassenführung beschei-
nigt bekam. Er wurde im Anschluss
von der Versammlung entlastet.
Aschenbrenner bedankte sich bei
Thomas für seine korrekte Amtsfüh-
rung und dem damit verbundenen
Ergebnis.

Die anschließende Aussprache
wurde durch Berichte von Lothar
Hölzgen und Peter Wittig belebt. Die
Diskussionspunkte beinhalteten
u.a. die Lebensarbeitszeit (60 Jahre
sind genug), die Versorgung und
die Wochenarbeitszeit. Hier gab es
auch erste Hinweise auf die Veran-
staltung der Wahlprüfsterne vor der
nächsten Landtagswahl im Januar
2009.

Es folgten Darstellungen zur Ar-
beit des HPR, z.B. das IZEMA mit
dem Release III endlich auf dem
richtigen Weg ist.

Es folgten, angeregt durch Kolle-
ge Karl Spengler, kontroverse Dis-
kussionen über die Umstellung der
Dienstpläne für den Ausbau Flug-
hafen.

Letztendlich das Ergebnis, dass
der Flughafenausbau kommt, aber
die GdP alles dafür tun wird, dass
für die Kolleginnen und Kollegen
die zusätzlichen Belastungen über-
schaubar und im Rahmen bleiben.
Sonderaktionstage etc. in der Zeit
des Flughafeneinsatzes haben
dann keinen Raum mehr.

Fest steht auch, dass der
5-Schichten Dienst spätestens am 1.
April wieder aufgenommen wird,
so Peter Wittig.

40 Jahre GdP- Jürgen Grün (mitte)
Lothar Hölzgen (li.) und Jürgen Aschenbren-
ner (rechts)
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Im Anschluss an die sehr lebhafte
Diskussion stellte Jürgen Aschen-
brenner noch den neuen Werbefilm
der GdP Hessen vor, der sehr viel
Anklang fand.

Nach der einen oder anderen
Anmerkung bedankte sich Jürgen
Aschenbrenner bei den Anwesen-
den für die rege Beteiligung bei den
Diskussionen und verband dies mit

Wünschen einer ähnlich hohen Mit-
gliederbeteiligung bei der
Jahreshauptversammlung 2009,
die dann auch Neuwahlen auf der
Tagesordnung hat. JA.

Seniorenfeier der GdP Wiesbaden ein voller Erfolg
Es ist Donnerstag, der 12.Dezember 2008, 15.00 Uhr:

Normalerweise ist die Kantine
der Hessischen Polizeischule nach-
mittags geschlossen, doch heute
sieht man fleißige Helfer der GdP
Wiesbaden, die geduldig und aus-
dauernd Weihnachtstüten bestü-
cken.

Da kommt vielerlei hinein, Obst,
Nüsse, Lebkuchen, auch ein kleiner
Likör darf nicht fehlen.

Sekt-Piccolos und GdP-Regen-
schirme werden zurechtgelegt,
Weihnachtspäckchen aufgebaut.

Doch was war der Grund für dies
geschäftige Tun?

Ja, natürlich, die traditionelle
Weihnachtsfeier der Senioren der
GdP, Kreisgruppe Wiesbaden. Ehe-
mals ins Leben gerufen vom frühe-
ren Kreisgruppenvorsitzenden Jörg
Stein, auch heute noch ein nicht
wegzudenkender Event, was die
Vielzahl der nach und nach eintref-
fenden Gäste belegte.

So konnte der Kreisgruppenvor-
sitzende Michael Wenzek um 17.00
Uhr knapp 40 Seniorinnen und Se-
nioren begrüßen, unter ihnen auch
der 1979 (!) in Pension gegangene
Inspekteur der Schutzpolizei Wies-
baden, Benno Balkow und als Pen-
dant dazu, in Vertretung der Behör-
denleitung, den amtierenden Leiter
der Abteilung Einsatz, Karheinz
Pfister.

Nach einigen einleitenden Sätzen
des Kreisgruppenvorsitzenden über
den Ablaufrahmen des kommen-
den Abends stellte dieser das ver-
gangene Jahr aus der Sicht der
Wiesbadener GdP dar.

Anschließend wurde das Wort
Herrn Karlheinz Pfister übergeben,
nicht ohne den Hinweis, dass dieser
schon seit Jahrzehnten Mitglied der

GdP ist. Er nahm den zugespielten
Ball technisch einwandfrei an, in-
dem er sogleich klarstellte, dass
man auch (oder vielleicht gerade
deshalb?) als Leitender Polizeibe-
amter überzeugter GdP’ler sein
kann. Er zeigte anschaulich alle po-
lizeilichen Geschehnisse des Jahres
2008 auf, nahm unter anderem ge-
schickt das nun aktuell geklärte
Mordverfahren Pagenstecher des
Jahres 1986 zum Anlass, auch bei
den älteren anwendenden Senioren
noch Verknüpfungen aus deren ak-
tivem Dienst zu schaffen.

Die Ehrung der Jubilare wurde
dann zur One-man-show. Aus vie-
lerlei Gründen konnte nur eine
50-Jahres-Urkunde übergeben
werden.

Im Kreise seiner Familie nahm
Fritz Ständer, bekannt als Außen-
meister des 1. Polizeirevieres, Ur-
kunde und Präsent für 50 Jahre Mit-
gliedschaft in der Gewerkschaft der
Polizei entgegen.

Danach blieb für die Seniorinnen
und Senioren genügend Zeit, alte
Erinnerungen auszutauschen, ein
warmes Abendessen wurde seitens
des Kantinenbtriebes Ebert gereicht,
gemeinsam Erlebtes von damals
wurde rege nacherzählt.

Beim anschließenden Bingo war
es dann wieder totenstill und kon-
zentriert, nur unterbrochen vom
Rauschen der Lostrommel, routi-
niert bedient von Mike Messer und
den erlösenden Bingo-Rufen der
Gewinner.

Insgesamt konnten in zwei Run-
den jeweils 3 schöne GdP-Sachprei-
se überreicht werden.

Wer dann nicht gewann, konnte
aber immerhin je eine prall gefüllte
Weihnachtstüte zum Abschluss der
gegen 20 Uhr beendeten Veranstal-
tung mit auf die Heinreise nehmen,
gleichwohl mit der Gewissheit,
„nächstes Jahr gerne wieder!!“

Michael Wenzek
Kreisgruppe Wiesbaden

GdP-Mitglied Karlheinz Pfister berichtet aus
dem PP

Michael Wenzek gratuliert Fritz Ständer zu 50
Jahren Mitgliedschaft in der GdP
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Weihnachtsfeier der Senioren der Kreisgruppe  Wiesbaden

Gut gefüllter Saal in der Kantine der HPS Bingo-Moderator Mike Messer in Aktion

Hinweis auf die Seniorenversammlung der
GdP Westhessen

Am Donnerstag, 28. Mai 2009
findet ab 09:30 Uhr die Senioren-
versammlung statt.

Treffpunkt ist die Hess. Polizei-
schule, Geb. 19, 4. OG, Schön-
bergstr. 100, 65199 Wiesbaden.

Auf der Tagesordnung stehen un-
ter anderem:

l Bericht des Seniorenvorstands

l Bericht des BZG-Vorsitzenden

l Neuwahl des Seniorenvorstands

Für Speisen und Getränke ist ge-
sorgt, Reisekosten werden nach den
entsprechenden Bestimmungen ge-
gen Nachweis erstattet.

Näheres könnt ihr auf der Home-
page der GdP Hessen nachlesen
oder Infos bei der Bezirksgruppe er-
fragen.

Anmeldungen bei der Bezirks-
gruppe Westhessen, Kon-
rad-Adenauer-Ring 51, 65187
Wiesbaden

Peter Wittig, 0611-345-1081 ,
Fax 0611-345-1089 oder Schnee-
frau@t-online.de

Online-Anmeldung wird recht-
zeitig auf der Homepage zur Verfü-
gung gestellt.

Peter Wittig

An alle Seniorinnen und Senioren der
BZG Westhessen
Einrichtung eines Mailverteilers für Senioren

Wir möchten den Informations-
fluss für unsere interessierten Senio-
rinnen und Senioren der Bezirks-
gruppe Westhessen verbessern.

Die Erfahrungen haben gezeigt,
dass sich gerade unsere Ruheständ-
ler immer mehr im Netz bewegen
und auch Informationen von dort
beziehen.

Um euch insbesondere gewerk-
schaftliche Informationen zukom-
men zu lassen, die ihr alle schnell
zur Verfügung habt, möchten wir

hier zentral einen so genannten Se-
niorenverteiler aufbauen.

Wer von euch also über einen In-
ternetanschluss mit e-mail-Adresse
verfügt, kann uns mitteilen, ob er in

den Verteiler aufgenommen wer-
den möchte.

Wir sind somit in der Lage, euch
aktuelle Informationen oder auch
Flugblätter des Landesbezirks oder
der Bezirksgruppe schnell und ein-
fach zukommen zu lassen.

Wer Interesse an der Aufnahme
hat, sendet bitte eine e-mail mit
dem Betreff „Seniorenverteiler“ an
Schneefrau@t-online.de.

Peter Wittig
BZG-Vorsitzender
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Polizeibeamte vor Gericht –
Eigensicherung durch professionelles Auftreten
Eine Veranstaltung der Junge Gruppe Hessen

Jeder von uns hat es bereits ein-
mal oder sogar regelmäßig erlebt,
Ladung als Zeuge vor Gericht. Was
passiert dort, was kommt auf mich
zu.

Egal, ob es um Zeugenaussagen
in Ordnungswidrigkeits- oder Straf-
verfahren geht, es gibt Unsicherhei-
ten vor dem Gang in den Zeugen-
stand.

Basierend auf dem Grundsatz
der Mündlichkeit der Aussage zählt
nur das gesprochene Wort vor Ge-
richt. Angaben in früheren Verfah-
ren oder den schriftlichen Darstel-
lungen in den Anzeigen oder
Stellungnahmen der Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamten sind
zwar existent und Teil der Gerichts-
akten, aber es zählt für die Haupt-
verhandlung nur das, was im Zeu-
genstand gesprochen wird.

Und hierfür gilt es, sich professio-
nell auf seine Aussage vorzuberei-
ten.

Die Anzeige und das von unseren
Kolleginnen und Kollegen geführte
Ermittlungsverfahren sind die
Grundpfeiler für einen ordentlichen
Abschluss, sei es durch die Staats-
anwaltschaft oder durch das Ge-
richt.

Die Vorbereitung eines Verteidi-
gers auf die Verhandlung hat in der
Regel bei den Zeugenvernehmun-
gen ein Ziel.

Die Aussage des Zeugen un-
glaubhaft zu machen oder den
Zeugen selbst als unglaubwür-
dig darzustellen.

Und hier gibt es aus Erfahrungen
die meisten Konflikte beim Auftreten
vor Gericht.

Gelingt es der Verteidigung, die
Aussage des Polizeibeamten zu er-
schüttern oder ihn selbst zu verunsi-
chern, kann dies Auswirkungen auf
den Ausgang des Verfahrens oder
der Verhandlung nehmen.

Diesem Thema hat sich die Junge
Gruppe der GdP Hessen angenom-
men und hierzu im Dezember 2008
ein Seminar ausgerichtet, das sich
mit den geschilderten Problemen
befasst.

Hierfür stellte die I. HBPA die
Räumlichkeit zur Verfügung und die
Organisatoren konnten den Wies-
badener Staatsanwalt Wolf Jördens
als Referenten gewinnen.

Rund 100 Kolleginnen und Kolle-
gen nahmen dieses Angebot gerne
an und nahmen an der Veranstal-
tung teil.

Herr Jördens gab den Teilneh-
mern einen näheren Einblick in die
Arbeit der Staatsanwaltschaft und
schilderte anhand von Beispielen
aus eigenen Verfahren die Proble-
me und Reibungspunkte in Bezug
auf die Darstellung und Aussagen
von Polizeibeamten vor Gericht.

Die Vorstellung von polizeili-
cher Arbeit ist bei Staatsanwalt-
schaft und Gerichten oftmals
eine andere als die Praxis dies
zeigt.

Trotz vieler rechtmäßiger Amts-
handlungen kommt es immer wie-

der zu Ermittlungsverfahren gegen
Polizeibeamte. Wie unangenehm
dies ist, kann sich jeder vorstellen.

Herr Jördens gab aus seiner Sicht
die Erfordernisse für ein sauberes
Ermittlungsverfahren zur Kenntnis.
Grundlegend für das gesamte Ver-
fahren ist die umfassende Beschrei-
bung der polizeilichen Maßnahmen
bis zur Abgabe an die StA.

Diese Maßnahmen müssen für
die weitere Bearbeitung entspre-
chend abgesichert werden. Weniger
ist hier nicht mehr, dies waren seine
Worte, wenn es insbesondere dar-

um geht, der StA und dem Gericht
durch Lichtbilder einen tieferen Ein-
blick in die Vorkommnisse zu ge-
ben.

Zum Ende des Tages konnten die
Kolleginnen und Kollegen viele Fra-
gen stellen, die gezeigt haben, dass
es wichtig ist, solche Fortbildungs-
angebote zu machen.

Wir möchten euch jetzt schon
neugierig machen auf weitere An-
gebote, die in Vorbereitung sind.

Viele Teilnehmer aus dem Bereich
des PP Westhessen haben es sich

Dankeschön an den Referenten Wolf Jördens (mitte) von Antonio Pedron und Sandra Temmen
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auch nicht nehmen lassen, das An-
gebot zu nutzen. Wir pflegen seit
längerem den engen Kontakt zur
Jungen Gruppe und beteiligen uns
an den Aktivitäten.

Auf diesem Wege auch einmal
ein großes Dankeschön für die
praxisnahe Organisation nicht
nur dieser Veranstaltung.

Ob Fachvortrag Jugendge-
walt-/kriminalität, Afterwork-Partys,
Selbstverteidigung, Fingerprints
und vieles mehr- macht weiter so,
auf die Unterstützung der Bezirks-
gruppe Westhessen könnt ihr bau-
en.

Peter Wittig

Interessierte Zuhörer aus Westhessen: v.l. Hans-Jürgen (Heino) Lieberknecht, Olli Keul,
Hans-Jörg Hofmann, Walter Selbach und Timo Krämer

Seminare und Fortbildung-
Grundsteine des GdP-Leistungspaketes

Seminare, Fortbildung und Schu-
lungen, dies alles sind Grundsteine
des Leistungspaketes der GdP Hes-
sen.

Ein breit gefächertes Angebot,
wie man feststellen muss, wenn
man sich dies auf der Homepage
der GdP anschaut

(www.gdp.de/hessen/Leistun-
gen/Schulungen/Seminare).

Verwaltungsrecht, polizeiliches
Eingriffsrecht, Beamtenrecht bis hin
zu den beliebten Veranstaltungen
des Fahr- und Sicherheitstrainings
und den umfangreichen Bau-
stein-Seminaren zu Rhetorik und
Stressmanagement, teils mit Zertifi-
katen.

Das alles sind kostenfreie Ange-
bote für unsere Mitglieder in der
GdP. Professionelle Durchführung
unter angenehmen Rahmenbedin-
gungen, das ist unser Weg, den wir
seit Jahren auf dem Gebiet der
Schulungsangebote gehen und wei-
ter verfolgen.

Die Erfahrungen und Reaktionen
unserer Mitglieder zu den Semina-

ren zeigen uns, dass wir auf diesem
Sektor keine Konkurrenz zu fürchten
haben.

Die Möglichkeit, sich von jedem
Standardarbeitsplatz der Hessi-
schen Polizei (ohne offene Internet-
berechtigung) auf den Seiten der
GdP über diese Angebote zu infor-
mieren, verbunden mit einer benut-
zerfreundlichen und unkomplizier-
ten Online-Anmeldung runden den
Service für die Mitglieder ab.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
nutzt diese Möglichkeit, euch online
über die Leistungsangebote der
GdP zu informieren. Wer es noch
nicht wahrgenommen hat, sollte
diesen kleinen Zeitaufwand betrei-
ben und versuchen, an einem Semi-
nar teilzunehmen.

Noch mal zur Information, diese
Seminare und Veranstaltungen sind
für alle GdP-Mitglieder kostenfrei.
Da es sich um gewerkschaftliche
Veranstaltungen handelt, könnt ihr
hierfür auf Antrag Dienstbefreiung
erhalten. Die rechtliche Grundlage
hierfür ist im Hessischen Beamten-
gesetz und der Urlaubsverordnung
hinterlegt.

Wenn ihr zu dem Ablauf der Ver-
anstaltungen oder den Weg der
Dienstbefreiung Fragen habt, wen-
det euch bitte an die Kreis- oder Be-
zirksgruppen oder direkt an die Ge-
schäftsstelle der GdP in Wiesbaden
(0611-9922730).

Peter Wittig

GdP-
Fit durch Fortbildung
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37 Jahre Personalrat und 40 Jahre GdP
Horst Witzenrath geht  in die Ruhephase der Altersteilzeit

Am Mittwoch, den 18. Februar
2009 war es soweit. Horst Witzen-
rath aus der Kreisgruppe Wiesba-
den erschien als Arbeitnehmerver-
treter pünktlich zur Personalrats-
sitzung des PP Westhessen und ver-
ließ sie nach Beendigung um 13:00
Uhr in Richtung seines Arbeitsplat-
zes bei der Abt. Z der Behörde.

Was ist daran besonders, kann
man sich fragen? Nun liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, unser Horst
hat ein bewegtes Gewerkschafts-
und Personalratsleben hinter sich.

4 Jahrzehnte Ehrenamt

Horst Witzenrath feierte im Janu-
ar 2009 sein 40-jähriges GdP-Jubi-
läum. Gleichzeitig blickte er mit Ab-
schluss seiner letzten Sitzung auf 37
Jahre Personalratstätigkeit zurück.
Dies ist nicht nur mehr als Anerken-
nung und Dankeschön wert, nein,
höchstwahrscheinlich ist dies auch
einzigartig im Lande Hessen.

Horst wurde am 10.09.1947 in
Lohfelden/Bez. Kassel geboren und
besuchte von 1953 bis 1961 die
Volksschule in Wiesbaden-Biebrich.
In den Jahren 1961 bis 1964 absol-
vierte er seine erfolgreiche Ausbil-
dung zum Kfz-Mechaniker bei der
Firma Auto Göller in Biebrich. Dort
war er weiter bis 1966 als Geselle
tätig.

1966 wechselte Horst dann in
den Polizeibereich und arbeitete im
damaligen Polizeiverwaltungsamt
Wiesbaden als Kfz-Schlosser. 1974
bis 2001 war seine Beschäftigungs-
behörde dann das PP Wiesbaden,
welches dann infolge der Umorga-
nisation in das heutige PP Westhes-
sen mündete.

Am 31.12.2003 gab es dann
eine der unsinnigsten und ein-
schneidensten Maßnahmen in der
hessischen Polizeigeschichte. Die
Werkstätten der Polizei wurden ge-
schlossen. Nachdem viele Arbeiter
auf der Strecke blieben, gelang es,
Horst Witzenrath ab April 2004 in
ein Angestelltenstatus zu bringen,

damit er mit seinen Fähigkeiten der
Behörde erhalten bleiben konnte.
Seit diesem Zeitpunkt bis heute war
er dann in der hiesigen Abteilung Z.
tätig.

Horst nutzte die Möglichkeit der
Altersteilzeit und geht nun in seine 1
½ -jährige Ruhephase, bevor er
dann im September 2010 endgültig
in den Ruhestand versetzt wird.

Du wirst von nun an viel Zeit für
deine Hobbies Garten, Kochen und
Bild-/Filmbearbeitung haben. Auch
eine deiner Lieblingsbeschäftigun-
gen, die aktive Teilnahme zur Fast-
nacht beim Schiersteiner Carne-
valsverein wird bei dir keine
Langeweile aufkommen lassen.

Lieber Horst, die Bezirksgrup-
pe Westhessen wünscht dir für
deine zukünftige Zeit alles Gute,
bleib gesund und halt dich mun-
ter.

Peter Wittig

Horst 2009
Horst 1966

Horst 1974

Horst 1998

Gut,
dass es
sie gibt.

Gewerkschaft
der Polizei
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AUS DEM GERICHTSSAAL
Wenn auch die belastenden Fak-

ten bei Gericht oft eindeutig erschei-
nen, so bedeutet dies nicht gleich-
zeitig, dass sich der/die Angeklagte
schon geschlagen geben. Da wer-
den oft – meist erfolglos – Versuche
unternommen, mit eigenwilligen
Aussagen der drohenden Verurtei-
lung zu entgehen, wie aus einigen
Schilderungen des vergangenen
Jahres zu ersehen ist.

KEINE GEBURTSHILFE

Der Angeklagte hatte schon viele
Haftstrafen hinter sich, als er in ei-
ner Bad Homburger Drogerie er-
neut straffällig wurde. Bei der Tat er-
weckte er den Anschein, als suche er
auf Knien im unteren Warenfach
nach Verkaufsartikel. Doch der
Mann „vergriff“ sich. Er nahm aus
der abgestellten Tasche einer Kun-
din deren Geldbörse. Bei Gericht
sagte er, dass er wegen eines Film-
risses keine Erinnerung mehr habe.
Die Richterin nahm ihm dies nicht
ab. Nun versuchte es der Verteidi-
ger, als er vortrug, sein Mandant
habe zuvor Beruhigungsmittel ge-
nommen, weshalb sein Verhalten
falsch gedeutet worden sei. Half
auch nichts. Nun folgte der letzte
Versuch des Angeklagten, eine er-
neute Haftstrafe abzuwenden. „In
sechs Monaten werde ich Vater, da
muss ich bei der Geburt unbedingt
dabei sein“, so die Forderung an
das Gericht. Auch dies war verge-
bens. Der Mann bekam sieben Mo-
nate Haft. Hinzu kommt noch die
derzeitige Freiheitsstrafe. Also keine
Geburtshilfe, spätere Hilfe beim
Windelnwechseln aber möglich.

DER WILDE WESTEN LIEGT
GLEICH NEBEN AN

Über den kurzfristigen Stau in der
Bad Homburger Kisseleffstraße hat-
te sich der Mercedesfahrer so geär-
gert, dass er den vermeintlichen
Stauverursacher, einen Kleinlaster-
fahrer, mit der Schreckschusspistole
bedrohte. Für das Mitführen der
Waffe hatte der Mann eine sonderli-
che Erklärung: Er müsse sich
schließlich vor Verbrechern schüt-
zen, denn manchmal habe er wich-
tige Unterlagen dabei. Die Waffe
wurde eingezogen, dazu gab es für

den „Pistolero“ eine Zahlungsaufla-
ge von 1500 Euro.

WAS DU HEUTE KANNST
BESORGEN,......

Diese Geschichte sei abenteuer-
lich, die müsse man als Richterin be-
leidigend empfinden, erfuhr der
junge Dieb vor Gericht. Er wurde im
Lager des Lebensmittelmarktes, in
dem er bis zu seinem Rauswurf ge-
arbeitet hatte, nach Feierabend mit
einer Kiste Whisky – Wert 326 Euro –
erwischt, mit der er dem Ausgang
zustrebte. Eine Diebstahlsabsicht
bestritt der junge Mann bei Gericht.
Gemäß seiner Einlassung wollte er
den Whisky nur in seinem früheren
Spind abstellen und am nächsten
Tag abholen und bezahlen. Dafür
gab es 80 gemeinnützige Arbeits-
stunden.

MIT DEM NEUEN HÖRGERÄT
WÄRE DAS NICHT PASSIERT

Die 90 Jahre alte Dame hatte am
Steuer ihres Pkws einen anderen
Wagen angefahren und einen
Schaden von 1300 Euro angerich-
tet. Dennoch war sie weggefahren,
ohne sich um die hinterlassene Del-
le zu kümmern. Bei Gericht trug der
Anwalt, der auch ihr Sohn ist, vor,
schuld habe das alte Hörgerät. Da-
mit hätte seine Mutter den Anstoß
nicht gehört. Aber nun, so versicher-
te er der Richterin, habe sich seine
Mutter sofort ein neues Hörgerät
gekauft. Dennoch für einen Frei-
spruch reichte diese Darstellung
nicht aus.

IM FALSCHEN FILM

Beim spätabendlichen Diebstahl
von Kupfer und anderem Altmetall
aus einem umzäunten Anwesen
wurden die beiden Diebe von der
Polizei erwischt. In der Verhandlung
erzählte der Haupttäter, schuld
habe eigentlich der von ihm ange-
sehene Film. Darin habe der Kom-
missar gesagt, der Diebstahl von
Altmetall sei sehr rentabel und die
Diebe würden fast nie erwischt. Die-
ser Irrtum führte zu einer Geldstrafe
von 2600 Euro.

EIN HEISSER EINFALL

Mutter und Tochter wurden nach
einem Ladendiebstahl in Oberursel
vom Detektiv gestellt. Erst gab es
heftigen Streit, bei dem die
22-jährige Tochter handgreiflich
gegen den Detektiv wurde. Dann
lief die Tochter davon. Bei Gericht
klärte die Mutter auf. Sie habe die
Tochter nach Hause geschickt, weil
ihr eingefallen sei, dass der Herd
noch eingeschaltet sei. Geldstrafe
für die Mutter, Freispruch für die
Tochter im Jura-Studium, da das
Gericht ihre Mittäterschaft für nicht
ausreichend erwiesen ansah.

KÖNNEN DIESE AUGEN
LÜGEN?

Der plötzlichen Gelegenheit
konnte die Oberurseler Bankkundin
nicht widerstehen. Eine vorherige
Kundin hatte ihre Geldbörse liegen
lassen. Die Oberurselerin steckte sie
ein. Später nahm sie den Betrag von
110 Euro heraus, danach warf sie
das erleichterte Portemonnaie in ei-
nen Briefkasten. Durch die instal-
lierte Bank-Kamera konnte die Tat
geklärt werden. Bei Gericht bestritt
die Angeklagte einen Tatvorsatz. Sie
habe Augenprobleme, gab die
Oberurselerin an und die Geldbör-
se habe der ihrigen so sehr geähnelt
(vermutlich auch die Geldscheine).
Das „entliehene“ Geld zahlte sie im
Gericht zurück.

ALS STREITSCHLICHTER
UNGEEIGNET

Das Friedrichsdorfer Ehepaar
war nach einigem Alkoholkonsum
im Lokal lautstark aneinander gera-
ten. Daraufhin hatte sich ein ande-
rer alkoholisierter Gast ungebeten
in die verbale eheliche Auseinan-
dersetzung eingemischt und den
Ehestreit recht rustikal beendet. Er
traktierte den Ehemann so sehr,
dass er ihm den Arm brach und dem
auf dem Boden liegenden Mann
noch einige Fußtritte zufügte. Da-
nach war das Opfer acht Wochen
arbeitsunfähig. Vor Gericht zeigte
der rabiate „Helfer“ wenig Einsicht.
Er habe doch nur den Streit schlich-
ten wollen, so seine Einlassung. Für
die „Schlichtung“ gab es eine Geld-
strafe von 1000 Euro. Teurer wird es
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vermutlich im folgenden Zivilver-
fahren.

ROLLER - GESCHICHTEN

Der Oberurseler hatte einen na-
gelneuen Motorroller gestohlen. Ei-
nige Monate später ging er zur Poli-
zei, um sich für die Fahrzeug-
anmeldung eine Unbedenklich-
keitsbescheinigung ausstellen zu
lassen. Die Tat flog auf, dennoch
bestritt der Mann vor Gericht den
Diebstahl. Er habe den Roller für
150 Euro auf dem Flohmarkt ge-
kauft, behauptete er. Als ihm dies
nicht geglaubt wurde, disponierte er
um. „Der Roller stand auf der Stra-
ße, ich habe ihn für Sperrmüll ge-
halten“. „Ihre Geschichten sind ha-
nebüchen“, sagte die Richterin und
verhängte sechs Monate Haft auf
Bewährung.

NACH DEM „GLÜCKSFUND“
GING ES IN DIE MOSCHEE

Ein stabiles Gerichtsgebäude ist
sein Geld wert. Denn das, was die
fünf jungen Männer mit türkischer
Herkunft in der jetzigen Verhand-
lung der Bad Homburger Jugend-
richterin auftischten, hätte die
sprichwörtlichen Balken nicht nur
zum Biegen, sondern zum Bersten
gebracht.

Die fünf Angeklagten im Alter
zwischen 17 und 19 Jahren – vier
aus Bad Homburg, einer aus Obe-
rursel – waren am 2. April vorigen
Jahres von der Polizei am Bad Hom-
burger Güterbahnhof in einem ge-
stohlenen Opel Corsa gestellt wor-
den. Durch die lauten Geräusche
der quietschenden Autoreifen hat-
ten die jungen Männer auf sich auf-
merksam gemacht. Wie die Polizei-
beamten bei der durchgeführten
Überprüfung feststellte, besaßen
alle keinen Führerschein zur Fahrt
mit dem Corsa. Aber noch schlim-
mer war die Tatsache, dass der Wa-
gen einen Tag zuvor in Oberursel,
Dornbachstraße, entwendet wor-
den war. Nun saßen die „glorrei-
chen Fünf“ auf der Anklagebank
des Bad Homburger Gerichts. Und
die Aussagen, die nun von den An-
geklagten zu hören waren, brach-
ten selbst ihre vielen Freunde auf
den Zuschauerstühlen mehrmals zu
lautem Gekicher, das die Richterin
unterbinden musste.

DIE AUTOSCHLÜSSEL ZUERTST
IN OBERURSEL UND DANN IN
BAD HOMBURG VERLOREN

Wie der Wagen am 1. April in
Oberursel samt Fahrzeugschlüssel
entwendet worden war, blieb in der
Verhandlung unbekannt. Die Halte-
rin räumte in ihrer Anzeige ein, dass
sie den Wagenschlüssel möglicher-
weise in unmittelbarer Nähe des
Corsa verloren hatte. Dem folgte
dann die seltsame Geschichte der
fünf Angeklagten. Vier Angeklagte
behaupteten, sie hätten auf dem
Weg zur Homburger Moschee den
alleinstehenden Corsa am Güter-
bahnhof gesehen und in unmittel-
barer Nähe des Wagens den dazu-
gehörenden Zündschlüssel gefun-
den.

Eigentlich hätten sie nach dem
Moscheenbesuch den Zündschlüs-
sel bei der Polizei abgeben wollen.
Doch dann hätten sie entschieden,
vor der Schlüsselabgabe noch eine
kleine Runde zu drehen. Das taten
sie dann auch zu fünft recht ge-
räuschvoll. Aber dann hatten sie
Pech, denn, bevor sie den Zünd-
schlüssel der Polizei hätten bringen
können, sei diese schon vor Ort ge-
wesen, um eine Kontrolle vorzuneh-
men. Unklar bei dieser Erzählung
blieb, wie der fünfte Jugendliche,
der an diesem Tag nicht zur Mo-
schee wollte, zu den Vieren hinzu-
gestoßen war. Eine weitere abwei-
chende Schilderung gab es von
dem damals 16 Jahre alten Bad
Homburger Insasse. Der trug vor,
dass man den Schlüssel erst nach
dem Moscheenbesuch gefunden
habe und sie anschließend in den
Corsa eingestiegen seien. Trotz ein-
dringlicher Befragung der Richterin
konnte niemand der Angeklagten
sagen, wer den Autoschlüssel ge-

funden hatte. Unaufgeklärt blieb
auch die Herkunft der CDs, die in
dem Corsa lagen. Die Wagenei-
gentümerin versicherte, dass es
nicht die ihrigen seien. Die Ange-
klagten hingegen behaupteten, die
CDs hätten schon im Wagen gele-
gen.

Zusammenfassend gesehen gab
es mehrere unerklärliche Gegeben-
heiten. Demzufolge hatte wohl die
Halterin den Autoschlüssel in Obe-
rursel verloren. Der Schlüsselfinder
fuhr danach mit dem Wagen nach
Bad Homburg zum Güterbahnhof,
wo er dann ebenfalls den Schlüssel
verlor. Zuvor hatte er aber noch die
unbekannten CDs in das Fahrzeug
gelegt. Dann fand einer der fünf An-
geklagten erneut den Schlüssel, um
ihn nach einer kleinen Ehrenrunde
bei der Polizei abzuliefern.

Bei Staatsanwältin und Richterin
fand die sonderbare Geschichte
verständlicherweise keinen Glau-
ben. Dennoch war sie nicht zu wi-
derlegen. Der Verfahrensausgang
dürfte wohl nicht zur Tatabschrec-
kung geführt haben, was man aus
den freudigen „Abklatsch- Reaktio-
nen“ der Angeklagten schließen
kann. Wegen „unbefugtem Ge-
brauch eines Fahrzeuges“ endet
das Verfahren für drei Angeklagte
mit einer Ermahnung und Einstel-
lung. Dazu gab es je nach Alter und
Vorbelastung Auflagen von 15 be-
ziehungsweise 30 gemeinnützigen
Arbeitsstunden. Da der dritte Ju-
gendliche in Arbeit steht und somit
keine Zeit für gemeinnützige Ar-
beitsstunden hat, muss er 200 Euro
zahlen.

Für die beiden restlichen Täter,
die noch mehr kriminelle Vortaten
auf ihrem Konto haben, gab es eine
Verwarnung und jeweils 50 Arbeits-
stunden.

Heinz Habermehl
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Bekanntmachungen
25jähriges GdP Jubiläum
Noll, Werner
Tettenborn, Siegfried
(KG Limburg-Weilburg)
Wulf Baltruschat
(KG Main-Taunus)

40jähriges GdP Jubiläum
Eiser, Karl-Jürgen
Hastrich, Gerhard
(KG PASt Wiesbaden)
Hikade, Klaus
(KG Untertaunus)
Sittig, Rudolf
Witzenrath, Horst
(KG Wiesbaden)
Wiemann, Wolfgang
(KG Main-Taunus)

60jähriges GdP Jubiläum
Schuth, Horst
(KG Wiesbaden)

40. Geburtstag
Maaß, Anette
Wüst, Bernhard
(KG Limburg-Weilburg)
Schulz, Michael
Kustin, Thorsten
Knippelberg, Christof
(KG Main-Taunus)

50. Geburtstag
Schwirtlich, Michael
(KG PASt Wiesbaden)
Pfeiffer, Volker
Geisel, Klaus
(KG Limburg-Weilburg)
Siebert, Hartmut
(KG Untertaunus)
Jung, Hans-Eberhard
Zeiger, Sibylle
(KG Wiesbaden)
Heuschuch, Robert
(KG Bad Homburg)

60. Geburtstag
Dannewitz, Gregor
(KG PASt Wiesbaden)
Dutell, Hans-Georg
(KG Limburg-Weilburg)
Fürst, Edgar
(KG Wiesbaden)
Wiefett, Irmgard
(KG Bad Homburg)

75. Geburtstag
Kindinger, Philipp
(KG PASt Wiesbaden)

85. Geburtstag
Pult, Heinz
(KG Wiesbaden)

90. Geburtstag
Jennewein, Robert
(KG Wiesbaden)
Becker, Josef
(KG Main-Taunus)

Verstorben:
Kaus, Kurt
(KG PASt Wiesbaden)

Gewerkschaft darf über betriebliche E-Mail-Adresse
werben.

Das Bundesarbeitsgericht in Er-
furt hat ein für Gewerkschaften und
Arbeitnehmern bedeutendes Urteil
gefällt.

Danach dürfen Gewerkschaften
Informationen und Werbung an die
betriebliche E-Mail-Adresse von
Arbeitnehmern verschicken, sofern
sie für den Tarifbereich zuständig
sind. Das gilt selbst dann, wenn die
private Nutzung der E-Mail-Adresse

vom Arbeitgeber ausdrücklich ver-
boten wurde.

Die Entscheidung einer Gewerk-
schaft, Arbeitnehmer per E-Mail an-
zusprechen, sei durch die im
Grundgesetz garantierte Betäti-
gungsfreiheit geschützt (Grundge-
setz Artikel 9, Abs. 3, Satz 1).

Auch wenn das Eigentum des Ar-
beitgebers durch das Grundgesetz

ebenfalls geschützt sei, gehe im
konkreten Fall die Betätigungsfrei-
heit vor, da die Nutzung durch die
Gewerkschaft weder den Betriebs-
ablauf nennenswert gestört noch zu
Belastungen für das Unternehmen
geführt hat. (Az.: 1 AZR 515/08).

dk
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